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zu dem Antrag der Abgeordneten Marlene Mortler, Peter H. Carstensen (Nord- 
strand), Gerda Hasselfeldt, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 15/4840 - 

Das deutsche Bio-Siegel erfolgreich umsetzen 


A. Problem 

Die Antragsteller verlangen eine Nachbesserung der Kriterien für das deutsche 
Bio-Siegel als staatliches Kennzeichen für Ökoprodukte, das auf der Grundlage 
der EG-Öko- Verordnung (2092/91) basiert und seit dem 15. Dezember 2001 
durch das Öko-Kennzeichengesetz eingeführt wurde. Es soll Verbraucherinnen 
und Verbrauchern Sicherheit beim Erkennen von Öko-Produkten geben. 

B. Lösung 

Ablehnung des Antrags mit den Stimmen der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und FDP 

C. Alternativen 

Annahme des Antrags. 


D. Kosten 

Kosten wurden nicht erörtert. 
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Beschlussempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag - Drucksache 15/4840 - abzulehnen. 


Berlin, den 1 . Juni 2005 


Der Ausschuss für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft 

Dr. Herta Däubler-Gmelin Gustav Herzog Marlene Mortler 

Vorsitzende Berichterstatter Berichterstatterin 

Friedrich Ostendorff Hans-Michael Goldmann 

Berichterstatter Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Gustav Herzog, Marlene Mortler, Friedrich Ostendorff, 
Hans-Michael Goldmann 


I. Überweisung 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 160. Sitzung am 
24. Februar 2005 den Antrag auf Drucksache 15/4840 zur 
federführenden Beratung an den Ausschuss für Verbrau- 
cherschutz, Ernährung und Landwirtschaft sowie zur Mit- 
beratung an den Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit und 
den Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen 
Union überwiesen. 


II. Wesentlicher Inhalt der Vorlage 

Das Öko-Kennzeichengesetz ist seit dem 15. Dezember 
2001 in Kraft und soll Verbraucherinnen und Verbrauchern 
durch das Bio-Siegel Erkennungsmerkmale für Ökopro- 
dukte ausweisen. Mit dem deutschen Bio-Siegel können 
demnach Erzeugnisse gekennzeichnet werden, die entspre- 
chend der EG-Öko- Verordnung produziert und kontrolliert 
werden und deren Zutaten landwirtschaftlichen Ursprungs 
zu mindestens 95 Prozent aus dem ökologischen Landbau 
stammen. Nach Ansicht der Antragsteller sind jedoch Pro- 
blembereiche hierbei feststellbar, die nachzubessem seien, 
zumal viele deutsche Ökobauern über EU-Standard produ- 
zieren. 

Die Bundesregierung wird daher u. a. aufgefordert, das 
Öko-Kennzeichengesetz unverzüglich nachzubessem, um 
aufgetretene Probleme zu lösen, beim Bio-Siegel zusätzlich 
zur Konformität nach der EG-Öko-Verordnung 2092/91 
weitere Produktionskriterien festzulegen sowie die Verwen- 


dung des nachgebesserten Bio-Siegels für Produkte aus an- 
deren Mitgliedstaaten ohne Einschränkung zu ermöglichen, 
um dem geltenden EU-Recht nicht zu widersprechen. 

Des Weiteren werden in einem Maßnahmekatalog weitere 
Bedingungen zur Herstellung ökologischer Produkte aufge- 
führt. 


III. Stellungnahmen der mitberatenden Ausschüsse 

Der Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit hat in seiner 
94. Sitzung am 1. Juni 2005 den Antrag mit den Stimmen 
der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der Fraktion 
der CDU/CSU bei Stimmenthaltung der Fraktion der FDP 
abgelehnt. 

Der Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäi- 
schen Union hat in seiner 74. Sitzung am 1. Juni 2005 mit 
den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen 
der Fraktionen der CDU/CSU und FDP ebenfalls die Ableh- 
nung des Antrags empfohlen. 

IV. Beratungsverlauf im federführenden Ausschuss 

Der Ausschuss für Verbraucherschutz, Ernährung und Land- 
wirtschaft hat die Vorlage in seiner 72. Sitzung am 1. Juni 
2005 abschließend behandelt und ohne Aussprache mit den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der 
Fraktionen der CDU/CSU und FDP beschlossen, die Ableh- 
nung des Antrags zu empfehlen. 


Berlin, den 1 . Juni 2005 


Gustav Herzog 
Berichterstatter 


Marlene Mortler 

Berichterstatterin 


Friedrich Ostendorff 

Berichterstatter 


Hans-Michael Goldmann 

Berichterstatter 
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